
 
 
Bürgermeister/in Beigeordnete/r Fachbereichsleiter/in 

 
Die Stadtverordnetenversammlung � hat in ihrer Sitzung am  
Der Hauptausschuss � hat in seiner Sitzung am  
 
den empfohlenen Beschluss mit � Änderung(en) und � Ergänzung(en) � gefasst � nicht gefasst. 
 
 
F.d.R.d.A. 

Vorlage 
  öffentlich 

 �  nichtöffentlich Vorlage-Nr.:        
Der Bürgermeister 
Fachbereich: 3 
 
Stadtentwicklung und Bauaufsicht 
 

 

 

zur Vorberatung an: � Hauptausschuss 
  � Finanzausschuss 
   Stadtentwicklungs-, Bau- und Wirtschaftsausschuss 
  � Kultur-, Bildungs- und Sozialausschuss 
  � Bühnenausschuss 
   Ortsbeiräte/Ortsbeirat: Vierraden 

zur Unterrichtung an:  � Personalrat Datum:      20. Okt. 2014 

zum Beschluss an: � Hauptausschuss 
   Stadtverordnetenversammlung         4. Dezember 2014  

 
Betreff:  Beschluss über die 2. Änderung des Flächennutzungsplanes des Ortsteils Vierraden 
 

Beschlussentwurf:  
 
1. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Schwedt/Oder  hat die während der öffentlichen Auslegung und Beteiligung   
        der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange eingegangenen Stellungnahmen geprüft und bestätigt das  
        vorliegende Abwägungsergebnis. 

 
2. Der Bürgermeister wird beauftragt die Behörden und sonstigen Träger öffentliche Belange sowie die Personen, die  
      Stellungnahmen zur Planung abgegeben haben, über das Abwägungsergebnis zu informieren. 
 
3. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Schwedt/Oder beschließt die 2. Änderung des Flächennutzungsplanes des  
      Ortsteils Vierraden. Die Begründung wird gebilligt. 
 

                                                                                                                                                                                   ... 

 
Finanzielle Auswirkungen: 

 keine  � im Ergebnishaushalt � im Finanzhaushalt 
� Die Mittel sind im Haushaltsplan eingestellt. � Die Mittel werden in den Haushaltsplan eingestellt. 
                                                                                                 Produktkonto:                            Haushaltsjahr: 
Erträge:                                       Aufwendungen: 
 
 
Einzahlungen:                             Auszahlungen: 
 
 
� Die Mittel stehen nicht zur Verfügung.  
� Die Mittel stehen nur in folgender Höhe zur Verfügung: 
� Mindererträge/Mindereinzahlungen werden in folgender Höhe wirksam: 
Deckungsvorschlag: 
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4. Der Bürgermeister wird beauftragt, für die 2. Änderung des Flächennutzungsplanes des Ortsteils Vierraden, die  
 Genehmigung bei der höheren Verwaltungsbehörde zu beantragen. 
 
5. Die Erteilung der Genehmigung ist ortsüblich bekannt zu machen, dabei ist anzugeben, wo die 2. Änderung des 
 Flächennutzungsplanes des Ortsteils Vierraden mit der Begründung während der Dienststunden von jedermann 
 eingesehen werden kann. 
 
 

Begründung: 

 

Im Flächennutzungsplan ist für das gesamte Gemeindegebiet die sich aus der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung 
ergebene Art der Bodennutzung dargestellt. Für den Ortsteil Vierraden wurde der Flächennutzungsplan bereits 2002 vor 
Eingemeindung in die Stadt Schwedt/Oder rechtskräftig. Der Flächennutzungsplan als "informeller Bauleitplan" ist Grundplan 
der städtebaulichen Planung und räumliche Leitlinie der Stadtentwicklung. Er dient der planerischen Vorbereitung der baulichen 
und sonstigen Nutzung der Grundstücke in seinem Geltungsbereich.  
Nach § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln. 
Stimmen Planungsziel des Bebauungsplanes und Entwicklungsziel des Flächennutzungsplanes in einem festgelegten 
Geltungsbereich nicht überein, kann auf Grundlage von § 8 Abs. 3 BauGB der Flächennutzungsplan in einem Parallelverfahren 
geändert werden. 
 
Mit diesem, zur Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Fuchsweg“ im Ortsteil Vierraden parallel laufenden 
Verfahren, sollen Flächen im Bereich des Fuchsweges, die im Flächennutzungsplan von 2002 als Flächen für die 
Landwirtschaft dargestellt sind, planungsrechtlich als Wohnbauflächen neu dargestellt werden. 
 

Auf Grundlage von § 3 (1) und § 4 (1) BauGB wurde die Öffentlichkeit frühzeitig über die Ziele und Zwecke der Planung 
informiert, ebenso wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange zur Stellungnahme, besonders im Hinblick 
auf den erforderlichen Untersuchungsumfang des Umweltberichts, aufgefordert. 
Unter Berücksichtigung der während der frühzeitigen Beteiligung abgegebenen Stellungnahmen wurde der Entwurf der  
2. Änderung des Flächennutzungsplanes erstellt. 
Der Entwurf der 2. Änderung des Flächennutzungsplanes lag auf Grundlage von § 3 Abs. 2 BauGB vom 4. Juli 2014 bis           
8. August 2014 öffentlich aus.  
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Übergabe des Entwurfs zur Abgabe einer Stellungnahme 
aufgefordert. Die ortsübliche Bekanntmachung der Auslegung erfolgte im Amtsblatt der Stadt Schwedt/Oder "Schwedter 
Rathausfenster" vom 25. Juni 2014. In Auswertung und Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen wurde der Entwurf 
fortgeschrieben. Nach der Beschlussfassung ist für die 2. Änderung des Flächennutzungsplanes auf Grundlage von § 6 BauGB 
die Genehmigung zu beantragen. Die Erteilung der Genehmigung der 2. Änderung des Flächennutzungsplanes ist ortsüblich im 
Amtsblatt der Stadt Schwedt/Oder "Schwedter Rathausfenster" bekannt zu machen. 



2. Änderung des Flächennutzungsplans
Ortsteil Vierraden der Stadt Schwedt/Oder

Planzeichenerklärung

1. Art der baulichen Nutzung (§5 Abs.2 Nr.1 BauGB)

Allgemeines Wohngebiet (§4 BauNVO)

4. Sonstige Planzeichen

Grenze des Änderungsbereichs des FNP

Stadt Schwedt/Oder Ortsteil Vierraden
2. Änderung des Flächenutzungsplans

Tel   03332/2185-0
Fax  03332/2185-90

Inet www.pruefer-wilke.de

Prüfer & Wilke
Schwedter Straße 18
16303 Schwedt/Oder

PLANVERFASSER

Stand: 3. April 2014

Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch (BauGB): in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBI.I S. 2414), FNA 213-1, zuletzt geändert durch Art.1
G zur Stärkung der Innenentwicklung in den Städten und Gemeinden und weiteren Fortentwicklung des Städtebaurechts vom 11.06.2013
(BGBI.I S. 1548).

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung  - BauNVO): in der Fassung der Bekanntmachung
vom 23.01.1990 (BGBI.I S. 132), FNA 213-1-2, zuletzt geändert durch Art.2 G zur Stärkung der Innenentwicklung in den Städten und
Gemeinden und weiteren Fortentwicklung des Städtebaurechts vom 11.06.2013 (BGBI.I S. 1548).

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung 1990 - PlanZV90):
in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBI.I 1991 I S.58), FNA 213-1-6, zuletzt geändert durch Art.2 G zur Förderung des Klimaschutzes bei der
Entwicklung in den Städten und Gemeinden vom 22.07.2011 (BGBl.I S. 1509).

2. Änderung des Flächennutzungsplans
Ortsteil Vierraden der Stadt Schwedt/Oder

FNP-Ausschnitt 2002 mit Kennzeichnung des Plangebietes (o.M.)

3. Nachrichtliche Übernahme - Flächen für Festsetzungen nach anderen gesetzlichen Vorschriften sowie Denkmale nach
Landesrecht (§5 Abs.4 BauGB sowie §2 Abs.2 Nr.4 und §3 Abs.1 BbgDSchG)

Bodendenkmal BD 1 Nr. 140142 "Historischer Stadtkern"

2. Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
(§5 Abs.2 Nr.10 BauGB)

WA

ND Naturdenkmal - alte Wildbirne (Hochstamm)

ND

WA

M 1:5.000

Auszug aus dem Flächenutzungsplan 2002
des Ortsteils Vierraden

M 1:2.000

Auszug aus dem FNP 2002 des Ortsteils Vierraden mit Kennzeichnung des Plangebietes
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1 Grundlagen 

1.1 Rechtsgrundlagen 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBI.I S. 

2414), FNA 213-1, zuletzt geändert durch Art.1 G zur Stärkung der Innenentwicklung in den 

Städten und Gemeinden und weiteren Fortentwicklung des Städtebaurechts vom 11.06.2013 

(BGBl.I S. 1548). 

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung -  

BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBI.I S. 132), FNA 213-

1-2, zuletzt geändert durch Art.2 G zur Stärkung der Innenentwicklung in den Städten und 

Gemeinden und weiteren Fortentwicklung des Städtebaurechts vom 11.06.2013 (BGBl.I S. 

1548). 

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 

(Planzeichenverordnung - PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 I S.58), FNA 213-1-6, zu-

letzt geändert durch Art.2 G zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den 

Städten und Gemeinden vom 22.07.2011 (BGBl.I S. 1509). 

1.2 Kartengrundlagen 

Kartengrundlagen und Bildquellen sind: 

© Luftbild Deckblatt: Luftbildausschnitt des Schwedter Ortsteils Vierraden mit Kenn-

zeichnung des Plangebietes, ohne Maßstab (Bildgrundlage: www.bing.de), 

© Karte Abb. 1: Amtlicher Lageplan vom 11.07.2013. 
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2 Anlass und allgemeine Zielsetzung 

Der Ortsteil Vierraden der Stadt Schwedt/Oder verfügt seit Dezember 2002 über einen 

rechtskräftigen Flächennutzungsplan. Er stellt den Geltungsbereich der beabsichtigten Än-

derung als Fläche für die Landwirtschaft dar. Geplant ist eine zukünftige Darstellung als All-

gemeines Wohngebiet. 

Die Nutzungsänderung steht im Zusammenhang mit der derzeit parallel im Verfahren befind-

lichen Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Fuchsweg“. Mit dem vorha-

benbezogenen Bebauungsplan beabsichtigt der Vorhabenträger, die im Außenbereich des 

Ortsteils gelegene Fläche als Allgemeines Wohngebiet planungsrechtlich zu sichern. Auf 

Grundlage eines Antrages des Vorhabenträgers beschloss die Stadtverordnetenversamm-

lung der Stadt Schwedt/Oder die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans. 

Gemäß §8 Abs.2 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu entwi-

ckeln. Da es keine Übereinstimmung der Festsetzungen im Geltungsbereich des vorhaben-

bezogenen Bebauungsplans mit den Darstellungen des Flächennutzungsplans in dem Be-

reich gibt, muss der Flächennutzungsplan geändert werden. Dazu bietet §8 Abs.3 BauGB 

die Möglichkeit, den FNP im Parallelverfahren zu ändern. Der Beschluss zur 2. Änderung 

des Flächennutzungsplans wurde zusammen mit dem Beschluss zur Aufstellung des vorha-

benbezogenen Bebauungsplans gefasst. 

Die beabsichtigte Darstellung im Flächennutzungsplan als Allgemeines Wohngebiet ent-

spricht der Nutzung in unmittelbarer und angrenzender Nachbarschaft. Der Flächennut-

zungsplan ermöglicht somit die angestrebten Festsetzungen im verbindlichen Bauleitplan. 

Auf dieser Grundlage hat die Stadtverordnetenversammlung Schwedt/Oder am 30. Mai 2013 

die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans und die 2. Änderung des Flä-

chennutzungsplans des Ortsteils Vierraden der Stadt Schwedt/Oder im Parallelverfahren be-

schlossen. Das bisher als Fläche für die Landwirtschaft genutzte Grundstück soll in Anleh-

nung an die vorhandene Nutzung und Struktur des Ortes als Wohnbaufläche genutzt wer-

den. 

Eine Umweltprüfung auf Grundlage des §2 Abs.4 BauGB ist zur Sicherung der Belange des 

Umweltschutzes nach §1 Abs.6 Nr.7 BauGB verfahrensbegleitend durchzuführen. Bei dieser 

im Rahmen des Verfahrens abgeschlossenen Prüfung wurden die voraussichtlich erhebli-

chen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet. 
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3 Lage, Größe und Nutzung der Änderungsfläche 

Die Änderungsfläche befindet sich im Ortsteil Vierraden der Stadt Schwedt/Oder und um-

fasst eine Flächengröße von ca. 2.440m² des Flurstücks 508 der Flur 5 in der Gemarkung 

Vierraden. Sie grenzt im Osten direkt an den Geltungsbereich der rechtskräftigen Klarstel-

lungs- und Abrundungssatzung des Ortsteiles Vierraden, 1. Änderung vom Juli 2012.  

 

 
Abbildung 1 Lage des Änderungsbereiches (o.M.) 

 

Begrenzt wird der Geltungsbereich im Norden durch weitere landwirtschaftliche Nutzungsflä-

chen (Flurstück 509) sowie einen Graben im Westen (Flurstück 483), im Osten durch die 

Wohnbebauung Fuchsweg 2 und im Süden durch den öffentlichen Verkehrsweg Fuchsweg 

(Flurstück 353). Der Geltungsbereich beinhaltet das Flurstück 508 der Flur 5 teilweise. 

Das Plangebiet ist unbebaut, liegt brach und wird zum Teil als Garten- und Grabeland ge-

nutzt. 
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4 Übergeordnete und weitere Planungsvorgaben 

4.1 Raumordnung 

Gemäß §1 Abs.4 BauGB sind Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen. Die 

Gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin/Brandenburg hat im Ergebnis einer Pla-

nungsanzeige der Stadt Schwedt/Oder vom 08.07.2013 mit Schreiben vom 08.08.2013 mit-

geteilt, dass die dargelegte Planungsabsicht mit den Erfordernissen der Raumordnung ver-

einbar ist. 

4.2 Vorbereitende Bauleitplanung (Flächennutzungsplan) 

Das Plangebiet wird im Flächennutzungsplan des Ortsteils Vierraden als Fläche für die 

Landwirtschaft dargestellt. Östlich des Plangebietes weist der Flächennutzungsplan ein All-

gemeines Wohngebiet sowie eine Fläche mit Regelungen für die Stadterhaltung und für den 

Denkmalschutz aus. Im Änderungsbereich ist im Flächennutzungsplan ein Naturdenkmal 

dargestellt. Dabei handelt es sich um eine alte Wildbirne (Hochstamm), die unter Schutz ge-

stellt ist. 

4.3 Denkmalschutz 

Das in der Klarstellungs- und Abrundungssatzung und im Flächennutzungsplan des Ortsteils 

Vierraden festgesetzte Bodendenkmal BD 1 Nr. 140 142 „Historischer Stadtkern“ wird im 

östlichen Teil des Geltungsbereiches berührt. Es ist davon auszugehen, dass sich in diesem 

Bereich des Plangebietes Bodendenkmale befinden können. 

Die übrige Fläche des Vorhabens liegt zudem in einem siedlungstopographisch günstigen 

Gebiet. Auch hier befinden sich mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit bisher nicht 

entdeckte Bodendenkmale. 

4.4 Immissionen 

Das Plangebiet befindet sich im Einwirkungsbereich gewerblicher Nutzungen und stellt sich 

gegenüber Standorten genehmigungsbedürftiger Anlagen nach BlmSchG als heranrückende 

schutzbedürftige Bebauung dar. 

Die Entfernung zu den Standorten der Anlagen der PCK Raffinerie GmbH und BR Bau-

schuttrecycling beträgt ca. 1.800m, zum Standort der Anlagen der TSH Tiefbau und Schütt-

guthandel GmbH & Co. KG wird ein Abstand von ca. 1.200 m gehalten. 
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4.5 Natur und Landschaft 

Die Plangebietsfläche befindet sich im Außenbereich und wurde in den vergangenen Jahren 

als Garten- und Grabeland genutzt. Aktuell überwiegt die private Erholungsnutzung: neben 

einer großzügigen Rasenfläche wird der östliche Teilbereich als Ziergarten genutzt. Etwa ein 

Viertel der Fläche dient dem Gemüseanbau (Eigenbedarf). 

4.6 Sonstige Planungsvorgaben 

Für den Ortsteil Vierraden wurde im Juli 2012 die 1. Änderung der Klarstellungs- und Abrun-

dungssatzung rechtskräftig. Ihr Geltungsbereich grenzt an die östliche Geltungsbereichs-

grenze der FNP-Änderung. 
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5 Planung 

5.1 Nutzung 

Das Ziel der Flächennutzungsplanänderung ist die Erweiterung der am Fuchsweg vorhan-

denen Wohnbaufläche. In Anpassung an die vorhandene Bebauung soll die Errichtung von 

Einfamilienhäusern ermöglicht werden. Damit wird der Nachfrage nach Grundstücken spezi-

ell für den individuellen Bedarf nach privaten Wohnformen auch in den Ortsteilen entspro-

chen. 

Der in der Vergangenheit überwiegend landwirtschaftliche Erwerb ist nicht mehr die funktio-

nelle Hauptausrichtung in den Dörfern und Ortsteilen. Sie haben sich zu Wohndörfer gewan-

delt. Durch einen stetigen Zuzug aus der Stadt hat sich diese Situation in unterschiedlichem 

Ausmaß entwickelt. Infrastrukturell sind die Ortsteile stark auf die Kernstadt Schwedt/Oder 

bezogen. 

Entsprechend der vorhandenen städtebaulichen Struktur des Ortsteils wird für das Plange-

biet in Weiterführung der angrenzenden baulichen Nutzung ein Allgemeines Wohngebiet 

gemäß §4 BauNVO dargestellt. 

5.2 Verkehrliche Erschließung 

Die Verkehrserschließung erfolgt über die öffentliche Verkehrsfläche Fuchsweg. Der planin-

duzierte Verkehr ist der Nutzung entsprechend wohnbezogen und somit niedrig, eine Beein-

trächtigung der bestehenden Wohnbebauung kann insofern ausgeschlossen werden. 

5.3 Denkmalschutz 

Das in der Klarstellungs- und Abrundungssatzung, 1. Änderung festgesetzte und im FNP 

des Schwedter Ortsteils Vierraden dargestellte Bodendenkmal BD 1 Nr. 140 142 „Histori-

scher Stadtkern“ wird im östlichen Teil des Geltungsbereiches berührt. Es gilt im Sinne von 

§2 Abs.2 Nr.4 BbgDSchG als Bodendenkmal und ist als solcher gemäß §3 Abs.1 BbgDSchG 

geschützt. 

5.4 Immissionsschutz 

Die Prüfung der immissionsschutzrechtlichen Belange aufgrund der Abstände zu den in Ka-

pitel 4.4 genannten Industrie- und Gewerbenutzungen durch das Landesamt für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg hat ergeben, dass unter An-

wendung der Abstandsleitlinie des Landes Brandenburg und in Anlehnung der Abstandsleit-

linie von NRW diese Abstände ausreichend sind. 
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Die Planung stellt sich zunächst als eine an die nach BlmSchG nächstgelegenen genehmi-

gungsbedürftigen Anlagen (Umspannwerk, Windkraftanlagen) und den gewerblichen Bauflä-

chen der Standorte der Anlagen der PCK Raffinerie GmbH und der TSH Tiefbau und 

Schüttguthandel GmbH & Co.KG heranrückende schutzbedürftige Bebauung dar. Innerhalb 

der Ortslage Vierraden befinden sich jedoch Immissionsorte mit einer höheren Schutzbedürf-

tigkeit, die maßgeblich sind. Weitere maßgebende Immissionsorte befinden sich in einer ge-

ringen Entfernung zu den Standorten. Die o.g. Prüfung hat weiterhin ergeben, dass unter 

Berücksichtigung der vorhandenen Situation, den Erkenntnissen aus den vorangegangenen 

Genehmigungsverfahren und vorliegender Messergebnisse nicht zu erwarten ist, dass mit 

der Entwicklung der Fläche gegenüber den vorhandenen nach BlmSchG genehmigungsbe-

dürftigen Anlagen ein maßgeblicher Immissionsort entsteht. 

Das Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg 

schätzt zur Belastung durch Geruchsimmissionen ab, dass die in Wohngebieten zulässige 

relative Häufigkeit von 10% der Jahresstunden erreicht werden kann. Gegenüber der Immis-

sion an Geräuschen ist nicht auszuschließen, dass im Nachtzeitraum eine Belastung be-

steht, die den Orientierungswert der DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau" von 40 dB(A) 

erreicht. 

Lt. Stellungnahme des LUGV vom 16.01.2014 im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der 

Behörden nach §4 Abs.1 BauGB, liegen Erkenntnisse, dass die von den Anlagen ausgehen-

den Emissionen (Geräusche, Schattenschlag, Gerüche und Luftverunreinigungen) dem 

Schutzanspruch eines Allgemeinen Wohngebietes nicht entsprechen, nicht vor. Die Erstel-

lung weiterer gutachterlicher Untersuchungen ist aus immissionsschutzrechtlicher Sicht nicht 

erforderlich. Eine Unverträglichkeit der geplanten Nutzung kann vom LUGV nicht festgestellt 

werden. 

5.5 Natur und Landschaft 

Das Schutzgut Boden ist sowohl als Naturkörper als auch in seinen natürlichen Boden- und 

Archivfunktionen innerhalb des geplanten Gebietes zu erfassen. Ausgehend von vorliegen-

dem Kartenmaterial der unteren Bodenschutzbehörde sind im Planungsgebiet die folgenden 

wertvollen, landwirtschaftlichen Nutzflächen vorhanden: D2B - anlehmiger Sand mit einer 

Bodenwertzahl von 44. Eine bodenkundliche Standortcharakterisierung ist nach Rückspra-

che mit der unteren Bodenschutzbehörde (Telefonat am 19.3.2014 sowie E-Mailverkehr am 

20.3.2014) nicht erforderlich (siehe Umweltbericht). 
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6 Umweltprüfung  

6.1 Rechtliche Grundlagen 

Nach §2a Nr.2 BauGB (bzw. nach §5 Abs.5 in Verbindung mit §2a Nr.2 BauGB) sind im 

Umweltbericht die aufgrund der Umweltprüfung nach §2 Abs.4 und der Anlage zum BauGB 

ermittelten und bewerteten Belange des Umweltschutzes darzulegen. Die Umweltprüfung 

bezieht sich auf das, was nach gegenwärtigem Wissensstand und allgemein anerkannten 

Prüfmethoden sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad der FNP-Änderung angemessener 

Weise verlangt werden kann. 

6.2 Beschreibung der Planung 

6.2.1 Angaben zum Standort 

Das Plangebiet befindet sich im Ortsteil Vierraden der Stadt Schwedt/Oder in der Gemar-

kung Vierraden, Flur 5. Als Teilfläche des Flurstücks 508 umfasst das Plangebiet 2.440m2 

am Ortsausgang von Vierraden und wird über den Fuchsweg erschlossen. Die Fläche ist 

dem Außenbereich zuzuordnen. Sie wurde in den vergangenen Jahren als Garten- und Gra-

beland genutzt. Aktuell überwiegt die private Erholungsnutzung: neben einer großzügigen 

Rasenfläche wird der östliche Teilbereich als Ziergarten genutzt. Etwa ein Viertel der Fläche 

dient dem Gemüseanbau (Eigenbedarf). 

6.2.2 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele  

Mit der Teilfläche „Fuchsweg“ soll eine Bebauung mit ergänzenden Einfamilienhäusern in 

Weiterführung der vorhandenen dörflichen Struktur in Vierraden gesichert werden.  

6.2.3 Beschreibung der Darstellung des FNP 

Im geltenden Flächennutzungsplan ist der Bereich als Fläche für die Landwirtschaft darge-

stellt. Im Rahmen der Flächennutzungsplanänderung soll die Darstellung in ein Allgemeines 

Wohngebiet geändert werden. 
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6.2.4 Umfang des Vorhabens und Bedarf an Grund und Boden 

Flächenbilanz zur Teilfläche „Fuchsweg“ des Flächennutzungsplans der Stadt 

Schwedt/Oder, Ortsteil Vierraden. 

 

Änderungs-
bereich  

Flächennutzung 
FNP 2003 

Flächennutzung 
FNP 2013 

Flächenveränderung 
Verbrauch (-) / Gewinn (+) / oh-
ne Änderung (0) 

„Fuchsweg“ Fläche für die Landwirtschaft Wohnbaufläche (0) 

Summe 2.440m2 2.440m2 - 2.440m2 

Tab 1 Flächenbilanz 
 
 

6.2.5 Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten 

Ziele des Umweltschutzes  

Die Ziele des Umweltschutzes ergeben sich für das Plangebiet aus den Regelungen des Na-

turschutzgesetzes Brandenburg, des Bodenschutzgesetzes, des Bundesimmissionsschutz-

gesetzes und der TA Lärm, des Landschaftsrahmenplans des LK Uckermark. 

Danach bestehen nach o.g. Bundes- und Landesgesetzen übergreifend folgende Ziele: 

© eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die sozialen, wirtschaftlichen und 

umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künftigen 

Generationen miteinander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit 

dienende Bodennutzung gewährleistet. 

© Sicherung einer menschenwürdigen Umwelt sowie Sicherung und Entwicklung der 

natürlichen Lebensgrundlagen einschließlich der Verantwortung für den Klima-

schutz und dem Erhalt und der baukulturellen Entwicklung der städtebaulichen 

Gestalt und des Orts- und Landschaftsbildes. 

Im Landschaftsrahmenplan des LK Uckermark werden für das Teilgebiet Angermünde- 

Schwedt/Oder folgende Leitlinien Schutzgut bezogen angegeben: 

Arten und Lebensgemeinschaften 

© Extensivierung der Landwirtschaft 

Boden 

© Überprüfen der Notwendigkeit weiteren Bodenabbaus; Schonung sensib-

ler/wertvoller Bereiche 

© Sickerwasserbestimmte Sandböden: Vermeidung von Winderosion; Entwicklung 

des Biotoppotenzials durch extensive landwirtschaftliche Nutzung mit ganzjähriger 

Bodendeckung 
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© Entsiegelung unnötig versiegelter Flächen im Siedlungsraum, Minimierung weiterer 

Versiegelung 

© Überprüfen der Notwendigkeit weiteren Bodenabbaus, Schonung sensib-

ler/wertvoller Bereiche 

Grundwasser 

© Grundwasser schonende Bewirtschaftung des Gebiets nach Regeln der Sparsam-

keit, Notwendigkeit und Verfügbarkeit 

© Entsiegelung unnötig versiegelter Flächen im Siedlungsraum, Minimierung weiterer 

Versiegelung 

© Überprüfen der Notwendigkeit weiteren Bodenabbaus, Schonung sensibler/wert-

voller Bereiche 

Klima / Luft 

© Erhalt und Entwicklung der bioklimatisch wirksamen Bereiche (Freilandklima der 

landwirtschaftlich genutzten trockenen Flächen) 

© Erhalt und Entwicklung des Luftaustauschpotenzials (Frischluftbahnen) 

© Orientierung an den Strömungsachsen der Luftmassen bei nicht vermeidbarer Be-

bauung auf den Freiflächen 

Landschaftsbild und Erholung 

© Strukturanreicherung 

© Erhalt wertvoller kulturhistorischer Elemente und traditioneller Nutzungsformen 

© Landschaftliche Einbindung störender Nutzungen 

© Verringern von Immissionen 

© Aufwertung der Erholungsinfrastruktur (z.B. Reaktivierung der Personenschifffahrt) 

unter Berücksichtigung vorhandener Potenziale 

6.2.6 Schutzgebiete / Schutzobjekte 

Das Plangebiet liegt im östlichen Teilbereich innerhalb des Bodendenkmals BD 1 Nr. 140142 

„Historischer Stadtkern“.  

Nationale oder europäische Schutzgebiete gemäß BNatSchG werden durch das Vorhaben 

weder überplant noch betroffen. Im östlichen Teil des Plangebiets befindet sich ein eingetra-

genes Naturdenkmal – eine alte Wildbirne (Hochstamm). 
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6.3 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 

6.3.1 Umweltzustand 

Die Plangebietsfläche befindet sich im Außenbereich und wurde in den vergangenen Jahren 

als Landwirtschaftsfläche und später als Garten- und Grabeland genutzt. Aktuell überwiegt 

die private Erholungsnutzung: neben einer großzügigen Rasenfläche wird der östliche Teil-

bereich als Ziergarten genutzt. Etwa ein Viertel der Fläche dient dem Gemüseanbau (Eigen-

bedarf). 

Naturhaushalt und Umweltschutz 

Die Fläche des Plangebietes ist vollständig erschlossen, jedoch unversiegelt. Bei den im 

Änderungsbereich liegenden Flächen handelt es sich damit ausschließlich um Böden von 

allgemeiner Bedeutung, die infolge jahrzehntelanger landwirtschaftlicher Bewirtschaftung 

anthropogen verändert wurden. Die Bodenwertzahl liegt bei 44, die Ackerzahl bei 42. Es 

handelt sich um anlehmige Sande alluvialer Entstehung, die zunehmend entkalken. Auf der 

Fläche befinden sich keine Oberflächengewässer. Die Niederschlagswasser versickern auf 

den unversiegelten Flächen. 

Die Änderungsbereichsfläche ist von durchschnittlicher Bedeutung für die Schutzgüter Klima 

und Lufthygiene. Es liegt weder in einer für die Stadt relevanten Luftaustauschbahn, noch 

zählt es zu den Gebieten mit Luft verbessernder Wirkung. Es liegen jedoch auch keine be-

sonderen standortspezifischen Vorbelastungen oder Empfindlichkeiten vor. 

Pflanzen und Tiere 

Im Abgleich mit angrenzenden Flächen in landwirtschaftlicher Nutzung dominieren aufgrund 

der gärtnerischen Nutzung des Geländes Rasenflächen und Ziergehölze sowie Gemüsean-

bau. Vereinzelt wurden auch Obstgehölze angepflanzt. Die Gartenflächen mit ihren Hecken 

und Gehölzpflanzungen können für die Flora und Fauna als Trittstein im Übergang vom 

Siedlungsrand zu offener Landschaft als Lebensraum Bedeutung erlangen. Positiv und in ih-

rem Wert sehr hoch einzuschätzen ist eine alte Wildbirne, die als Naturdenkmal unter Schutz 

steht.  

Landschaftsbild, Kultur- und Sachgüter 

Prägend für das Landschaftsbild ist die gärtnerische Nutzung im Übergangsbereich Dorf -

offene Landschaft. Dabei gibt es im Geltungsbereich mit Ausnahme der alten Wildbirne kei-

ne prägenden bzw. gliedernden Landschaftselemente. Innerhalb des Änderungsbereiches 

befinden sich keine Baudenkmäler. Der östliche Teil des Änderungsbereichs liegt innerhalb 

eines eingetragenen Bodendenkmals. 
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Die übrige Fläche des Vorhabens liegt zudem in einem siedlungstopographisch günstigen 

Gebiet. Auch hier befinden sich mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit bisher nicht 

entdeckte Bodendenkmale. Angrenzende Einzeldenkmale (Fuchsweg 15 sowie Schwedter 

Straße 25) sind bei der Planung zu berücksichtigen. 

Leben, Gesundheit und Wohlbefinden des Menschen 

Das Plangebiet ist bereits erschlossen und wird z.T. als private Erholungsfläche genutzt. 

Wechselwirkungen 

Aus der anthropogen geprägten Flächennutzung ergeben sich entsprechende Vorbelastun-

gen für alle Schutzgüter des Naturhaushaltes und damit auch Einschränkungen für die Leis-

tungsfähigkeit des Naturhaushaltes. Es treten allgemein Wechselwirkungen zwischen den 

Schutzgütern Boden, Wasserhaushalt, Klima sowie Arten und Biotope auf. Besondere 

Wechselwirkungen bestehen infolge der Altlast auf dem Gelände für die Schutzgüter Boden, 

Wasserhaushalt sowie Arten und Biotope. 

Zusammenfassende Bewertung Umweltzustand 

Als Lebensraum für hochwertige Arten- und Lebensgemeinschaften hat die ehemalige 

Landwirtschaftsfläche auch nach Nutzungsänderung in eine private Erholungsfläche auf-

grund der Nutzung durch den Menschen und der damit verbundenen Störungen keine Be-

deutung.  

Im gesamten Untersuchungsraum sind ausschließlich Flächen mit Funktionen allgemeiner 

und geringer Bedeutung von der Änderung des Flächennutzungsplans betroffen. Erhaltens-

wert sind die Bereiche, die geringe Störungen aufweisen und aufgrund ihrer ausgeprägten 

Vegetation sowohl für die abiotischen als auch für die biotischen Schutzgüter von hoher Be-

deutung sind (Altbaumbestand, Gehölzstreifen). 

6.3.2 Beschreibung umweltrelevanter Wirkfaktoren 

Mit der planungsrechtlichen Sicherung einer Wohnbaufläche ist anlagebedingt eine Flächen-

inanspruchnahme für Gebäude und deren Erschließung verbunden. Der Anteil an Lebens-

raum für Flora und Fauna sinkt anlagebedingt im Vergleich zu den bestehenden gärtneri-

schen Nutzflächen. Im Vergleich zur ehemals vorgesehenen Landwirtschaftsfläche ist ein 

höherer Anteil an Gehölzen zu erwarten. 
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Baubedingt können Erdarbeiten in Form von Abgrabungen und Aufschüttungen erforderlich 

werden. Während der Bauzeit ist bei Betrieb von Baumaschinen, dem Abtransport von Bo-

den und der Anlieferung von Baustoffen Lärm zu erwartenden. Weiterhin führen der Betrieb 

von Baumaschinen sowie An- und Abtransport zum Ausstoß von Luftschadstoffen. Es ist mit 

dem Anfall von Bau bedingten Abfällen und Abwässern zu rechnen. 

Betriebsbedingt können von den zu errichtenden Gebäuden optische Störwirkungen insbe-

sondere auf die nachtaktive Insektenwelt ausgehen. 

6.3.3 Beschreibung umweltrelevanter Maßnahmen 

Als grundlegende Zielstellung wurde ein flächensparender Umgang mit dem Boden berück-

sichtigt. Als umweltrelevante Maßnahme vor Ort wird die Anlage einer frei wachsenden He-

cke aus heimischen Gehölzen zur Einbindung in den Landschaftsraum vorgesehen. Für den 

Verlust von landwirtschaftlicher Nutzfläche bzw. die Zunahme an Flächenversiegelung im 

Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans kann durch Entsiegelung einer 

ca. 820m2 großen Parkplatzfläche am Goethering im Stadtgebiet von Schwedt/Oder (siehe 

Anlage 1) sowie auf dem Grundstück umzusetzende Kompensation ausgeglichen werden. 

Nach Durchführung der Entsiegelungsmaßnahme sowie einer bodenwirksamen Kompensa-

tionsmaßnahme in einer Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung 

von Boden, Natur und Landschaft verbleiben keine nachteiligen Auswirkungen auf das 

Schutzgut Boden. 

6.4 Umweltprognose 

6.4.1 „Nullvariante“ (Status-quo-Prognose) 

Ausgehend von der beschriebenen Biotop- und Nutzungsstruktur ist für die zur privaten Er-

holung genutzte Fläche mit einer Fortführung der gärtnerischen Nutzung zu rechnen. 

6.5 Umweltauswirkungen des Vorhabens 

Leben, Gesundheit und Wohlbefinden des Menschen 

Lärmemissionen werden über die Regelungen des BImSchG gesichert, da alle größeren 

Vorhaben der Prüfpflicht unterliegen und entsprechend technische Maßnahmen zur Vermei-

dung von Beeinträchtigungen beauflagt werden. Es ist daher mit keinen erheblichen nachtei-

ligen Auswirkungen zu rechnen. Unter Berücksichtigung der vorhandenen Situation, den Er-

kenntnissen aus vorangegangenen Genehmigungsverfahren und vorliegender Messergeb-

nisse ist nicht zu erwarten, dass mit der Entwicklung der Fläche gegenüber den vorhande-

nen nach BlmSchG genehmigungsbedürftigen Anlagen ein maßgeblicher Immissionsort ent-

steht. 
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Die Entfernung zu den gewerblichen Bauflächen mit den Standorten der Anlagen der PCK 

Raffinerie GmbH und BR Bauschutzrecycling beträgt ca. 1.800m, zum Standort der Anlagen 

der TSH Tiefbau und Schüttguthandel GmbH & Co. KG wird ein Abstand von ca. 1.200m 

gehalten. Unter Anwendung der Abstandsleitlinie des Landes Brandenburg und in Anleh-

nung der Abstandsleitlinie von NRW sind diese Abstände ausreichend. 

Freizeit- und Erholungsnutzungen werden durch das Vorhaben ebenfalls nicht beeinträchtigt.  

Schutzgüter Boden und Wasser 

Diese sich negativ auf die abiotischen und biotischen Schutzgüter auswirkende Neuversie-

gelung wird durch eine Entsiegelungsmaßnahme im Stadtgebiet von Schwedt/Oder sowie 

durch Boden verbessernde Maßnahmen auf dem Grundstück selbst kompensiert. 

Durch die Möglichkeit zur Versickerung des Niederschlagswassers vor Ort sind für den 

Wasserhaushalt des Standortes keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu er-

warten. Das Niederschlagswasser kann somit weitestgehend am Standort verbleiben und es 

kommt zu keiner als erheblich einzustufenden Reduzierung der Grundwasserneubildung. 

Klima/ Luft 

Mit der Änderung des Flächennutzungsplans sind keine nachteiligen Auswirkungen auf Kli-

ma und Luft verbunden. Der Verlust von Gehölzfläche kann im Gebiet kompensiert werden. 

Schutzgüter Pflanzen und Tiere 

Mit der Änderung der vorgesehenen Fläche für die Landwirtschaft in ein Allgemeines Wohn-

gebiet geht potentieller Lebensraum für Pflanzen und Tiere verloren. Mit der Anlage von ein-

heimischen und standortgerechten Gehölzpflanzungen wird anteilig höherwertiger Lebens-

raum für Pflanzen und Tiere geschaffen. Zusätzlich entsteht mit der Entsiegelung einer 

Parkplatzfläche im Stadtgebiet von Schwedt/Oder neuer Lebensraum. 

Landschaftsbild, Kultur- und sonstige Sachgüter 

Der Neubau von Häusern am bereits erschlossenen Siedlungsrand beeinträchtigt das Land-

schaftsbild nicht. In Abhängigkeit von der Höhe und Baumasse der Bauwerke wird das 

Wohngebiet aus dem Landschaftsraum heraus wenig sichtbar sein. 

Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 

Der Schlüsselfaktor für die Wechselwirkungen mit den anderen Schutzgütern liegt hier im 

Flächenverbrauch. Durch die geringe Versiegelung gehen nur geringfügig Bodenfunktionen 

dauerhaft verloren. Durch die gezielte Entsiegelung sowie die Begrünung unversiegelter Flä-

chen, kommt es zu einer dauerhaften Kompensation für alle Schutzgüter auf der Fläche.  
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6.6 Ergebnis der Prüfung anderweitiger Planungsalternativen 

Da es sich in der verbindlichen Bauleitplanung um eine vorhabenbezogene Planung handelt 

und anderweitige Flächen dafür nicht zur Verfügung stehen, konnten weitere Standorte nicht 

untersucht werden. Darüber hinaus wurde im Rahmen der Umweltprüfung die allgemeine 

Eignung des Plangebiets als Wohnbaufläche nicht in Frage gestellt. 

6.7 Prüfmethoden 

6.7.1 Räumliche und inhaltliche Abgrenzung 

Die Erhebung und Auswertung zu den Schutzgütern Mensch, biotische und abiotische Na-

turhaushaltfaktoren sowie Landschaftsbild und Erholungsvorsorge einschließlich der Sach- 

und Kulturgüter und der Wechselwirkungen der Schutzgüter untereinander, wurde auf den 

Geltungsbereich des Änderungsbereichs begrenzt. Die Fläche besitzt keine Bedeutung für 

übergeordnete umweltfachliche Zusammenhänge (z.B. Luftleitbahnen, Biotopverbundnetz 

etc.) im Stadtgebiet. Es konnten auch keine direkt angrenzenden Schutzgebiete nachgewie-

sen werden, die eine Ausweitung des Untersuchungsraumes erforderlich machen würde.  

6.7.2 Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der erforderlichen 

Informationen 

Die Informationen zu den zu untersuchenden Schutzgütern wurden dem Landschaftsplan 

der Stadt Schwedt/Oder, dem Entwurf des Landschaftsrahmenplans des Landkreises 

Uckermark entnommen. Örtliche Messungen/Erhebungen und Einstellung der Daten in Be-

rechnungsmodelle (insbesondere die Schutzgüter Klima, Luftqualität und sonstige Emissio-

nen) liegen nicht vor. Deren genaue Erhebung würde zu einem unzumutbar hohen Aufwand 

führen und die Ergebnisse würden mit von den verwendeten Erfahrungswerten mit hoher 

Wahrscheinlichkeit nur in geringem Maße abweichen. 

6.7.3 Maßnahmen zur Überwachung 

Maßnahmen zur Überwachung sollten vor allem dann einsetzen, wenn es durch eine vor ge-

schaltete Beobachtung Anzeichen dafür gibt, dass erhebliche nachteilige Auswirkungen vor-

handen oder in Entstehung sind. Im Rahmen der folgenden Planverfahren sollte eine Über-

wachung des Bodendenkmals sowie der unter Bodendenkmalverdacht stehenden angren-

zenden Flächen berücksichtigt werden. 
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6.8 Zusammenfassung 

Aus der vorgesehenen Flächennutzungsplanänderung einer Fläche für die Landwirtschaft in 

ein Allgemeines Wohngebiet resultieren aufgrund der geringen Flächengröße (2.440 m2) ge-

genüber den planungsrechtlichen Möglichkeiten des geltenden Flächennutzungsplans keine 

erheblichen Umweltauswirkungen.  

Aktuell weist die Fläche nur einen sehr geringen Wert für die abiotischen und biotischen 

Schutzgüter auf. Mittels der Entwicklung als Wohnstandort mit hohem Grünanteil kann für 

die Fläche eine dauerhafte Begrünung als Lebensraum für die heimische Tierwelt erreicht 

werden. Der Verlust von Bodenfunktionen durch zusätzliche Versiegelung kann durch Ent-

siegelung im Stadtgebiet von Schwedt kompensiert werden (siehe Anlage 1). 
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7 Verfahren 

7.1 Beschluss über die Änderung des Flächennutzungsplans 

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Schwedt/Oder hat auf ihrer Sitzung am 

30.05.2013 die 2. Änderung des Flächennutzungsplans des Ortsteils Vierraden beschlossen. 

Dieser Beschluss wurde gemäß §2 Abs.1 Satz 2 BauGB am 26.06.2013 durch Abdruck im 

Amtsblatt für die Stadt Schwedt/Oder "Schwedter Rathausfenster" bekannt gemacht. 

7.2 Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und Behörden 

Der Vorentwurf der 2. Änderung des Flächennutzungsplans des Ortsteils Vierraden der 

Stadt Schwedt/Oder hat auf Grundlage des §3 Abs.1 BauGB vom 05.12.2013 bis 

10.01.2014 zu jedermanns Einsicht öffentlich ausgelegen. Die frühzeitige Beteiligung der Öf-

fentlichkeit ist mit dem Hinweis der Möglichkeit zur Äußerung und Erörterung der Planung 

durch Abdruck im Amtsblatt für die Stadt Schwedt/Oder "Schwedter Rathausfenster" am 

27.11.2013 ortsüblich bekannt gemacht worden. Die Behörden und sonstigen Träger öffent-

licher Belange wurden mit Schreiben vom 05.12.2013 gemäß §4 Abs.1 BauGB über die Pla-

nung informiert. Ihnen wurde Gelegenheit zur Stellungnahme vom 05.12.2013 bis zum 

17.01.2014 gegeben. 

7.3 Beschluss über die öffentliche Auslegung und die Beteiligung der Behörden 

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Schwedt/Oder hat in ihrer Sitzung am 23.05 

2014 den Entwurf zur 2. Änderung des Flächennutzungsplans des Ortsteils Vierraden, Stadt 

Schwedt/Oder gebilligt und die öffentliche Auslegung gemäß §3 Abs.2 BauGB sowie die Be-

teiligung der durch die Planung betroffenen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-

lange gemäß §4 Abs.2 BauGB beschlossen. Der Entwurf zur 2. Änderung des Flächennut-

zungsplans, bestehend aus Planzeichnung, Begründung, Umweltbericht sowie den bereits 

vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen haben in der Zeit vom 04.07.2014 bis 

08.08.2014 in der Stadtverwaltung Schwedt/Oder zu jedermanns Einsicht öffentlich ausgele-

gen. Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während der Aus-

legungsfrist abgegeben werden können, durch Abdruck im Amtsblatt für die Stadt 

Schwedt/Oder "Schwedter Rathausfenster" ortsüblich bekannt gemacht worden. Gemäß §4 

Abs.2 BauGB wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Auf-

gabenbereich durch die Planung berührt werden kann, zur Abgabe ihrer Stellungnahme mit 

einer Frist bis zum 08.08.2014 aufgefordert. Gleichzeitig wurden diese Behörden und sonsti-

gen Träger öffentlicher Belange von der öffentlichen Auslegung des Entwurfes der 2. Ände-

rung des Flächennutzungsplans unterrichtet. 

 

Schwedt/Oder, 07.10.2014 

Prüfer & Wilke 
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Anlage 1 – Entsiegelungsfläche am Goethering 
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Vorhabenbezogener B-Plan „Fuchs-
weg“ 
Entsiegelung eines Parkplatzes im 
Rückbaugebiet ca. 820m² 
Gemarkung Schwedt, Flur 49, Flur-
stück 80/3 (Teilfläche) 
 

März 2014 
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Abwägung 
Der Stellungnahmen zum Entwurf zur 2. Änderung des Flächennutzungsplans des Ortsteils Vierraden, 
Schwedt/Oder gemäß §1 Abs.7 BauGB 

Teil A: 
Öffentlichkeit 

Teil B: 
Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung 
berührt werden kann. 

 

 

 

 

 

Teil A – Statistik 

Öffentliche Auslegung des Planentwurfes vom 04.07.2014 bis einschließlich 08.08.2014 

Im Rahmen der öffentlichen Auslegung des Planentwurfes ging keine Stellungnahme aus der 
Öffentlichkeit ein. 

 

 

Teil B – Statistik 

Einholung der Stellungnahmen zum Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans mit 
Schreiben vom 30.06.2014 bzw. 02.07.2014 

Im Rahmen der Beteiligung der Behörden zum Planentwurf gemäß §4 Abs.2 BauGB sind: 

13 Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange um Stellungnahme zum Planentwurf 
ersucht worden. 

 

Im Ergebnis dieses Verfahrens sind: 

12 Stellungnahmen in die Prüfung durch die Stadtverordnetenversammlung einzubeziehen. 

 

Von den einbezogenen Stellungnahmen enthalten insgesamt: 

0 Stellungnahmen Anregungen zum Planentwurf, wobei keine dieser Stellungnahmen 
Anregungen enthält, die zu einer Änderung der Planinhalte des geänderten Entwurfes führte. 



Stand 10/2014 

Stadt Schwedt/Oder, Ortsteil Vierraden 
2. Änderung des Flächennutzungsplans des Ortsteils Vierraden 
 

 

 

 

 

A. Öffentlichkeit Prüfung / Auswertung 

Während der Auslegungsfrist wurden keine Äußerungen und Erörterungen zur Planung 
schriftlich oder während der öffentlichen Sprechzeit zur Niederschrift vorgebracht. 

Auswirkungen auf die Planinhalte ergeben sich nicht. 

 

 

 

 

B. Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange Prüfung / Auswertung 

Land Brandenburg, Zentraldienst der Polizei, Kampfmittelbeseitigungsdienst 

Schreiben vom 15.07.2014 

 

Stellungnahme 

Die eingehende Prüfung des Kampfmittelbeseitigungsdienstes hat zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt keine konkreten Anhaltspunkte auf das Vorhandensein von Kampfmittel auf 
dem Plangebiet ergeben. Es ist deshalb nicht erforderlich, Maßnahmen der Kampfmittel-
räumung durchzuführen. 

 

 

 

 

Der Hinweis des Kampfmittelbeseitigungsdienstes wird zur Kenntnis genommen. Der sich parallel im Verfahren 
befindliche vorhabenbezogene Bebauungsplan „Fuchsweg“ wurde bereits nach der frühzeitigen Beteiligung der 
Behörden gemäß §4 Abs.1 BauGB um den textlichen Hinweis ergänzt. Auswirkungen auf die Planinhalte der 2. 
Änderung des FNP ergeben sich nicht, da der Hinweis auf die vorhabenbezogene Planung abzielt. 

Hinweis 

Sollten bei Erdarbeiten dennoch Kampfmittel gefunden werden, weist der Kampfmittelbe-
seitigungsdienst darauf hin, dass es nach §3 Abs.1 Nr.1 der Ordnungsbehördlichen Ver-
ordnung zur Verhütung von Schäden durch Kampfmittel (Kampfmittelverordnung für das 
Land Brandenburg – KampfmV) vom 23.11.1998, veröffentlicht im Gesetz- und Verord-
nungsblatt für das Land Brandenburg Teil II Nr.30 vom 14.12.1998, verboten ist, entdeck-
te Kampfmittel zu berühren und deren Lage zu verändern. Sie sind verpflichtet, diese 
Fundstelle gemäß §2 der genannten Verordnung unverzüglich der nächsten örtlichen 
Ordnungsbehörde oder der Polizei anzuzeigen. Das Schreiben des Kampfmittelbeseiti-
gungsdienstes ersetzt ein Protokoll über die Absuche der Fläche nach Kampfmittel als 
Bescheinigung der Kampfmittelfreiheit. 
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Land Brandenburg, Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz – Regio-
nalabteilung Ost 

Schreiben vom 25.07.2014 

 

Stellungnahme 

 

Belang Immissionsschutz 

Unter Berücksichtigung der vorangegangen Stellungnahme im Rahmen des Vorentwur-
fes, bestehen zum Planentwurf keine immissionsschutzrechtlichen Bedenken. 
 

 
Belang Wasserwirtschaft 

Die wasserwirtschaftlichen Belange des Referates RO5 – Wasserbewirtschaftung, Hydro-
logie und des Referates RO6 – Gewässerunterhaltung, Hochwasserschutz werden nicht 
berührt. Innerhalb der Grenzen des Umwidmungsbereiches werden keine stationären 
Einrichtungen des LUGV, Regionalbereich Ost unterhalten.  

 
 

 

 

Die Ausführungen des Landes Brandenburg, LUGV werden zur Kenntnis genommen. Auswirkungen auf die 
Planinhalte ergeben sich daraus nicht. 
 
 
Der im Rahmen des Vorentwurfes abgegebene Hinweis des Landesamtes für Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz zum Immissionsschutz wurde bereits zur Kenntnis genommen.  
 
 

 

Der Hinweis des Landesamtes für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz zur Wasserwirtschaft wird zur 
Kenntnis genommen. Auswirkungen auf die Planinhalte ergeben sich daraus nicht. 

 

Hinweis 

Belang Wasserwirtschaft 

Neben dem hydrologischen Landesmessnetz im Grund- und Oberflächenwasserbereich 
sind mögliche Erkundungspegel sowie lokale Beobachtungsmessstellen anderer Betrei-
ber zu beachten. Der Standort und die Nutzungsart sind in diesem Fall zu berücksichti-
gen. 

 

Landkreis Uckermark, Dezernat I – Bauordnungsamt – untere Bauaufsichtsbehörde 

Schreiben vom 11.08.2014 

 

Stellungnahme 

SB Verkehrsinfrastruktur 

Keine Einwände. 
 
SB Technische Infrastruktur 

Keine Einwände. 
 
SB Bauplanung 

Keine Einwände. 
 
Untere Naturschutzbehörde 

Keine Einwände. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Auswirkungen auf die Planinhalte ergeben sich nicht. 
 
 

Auswirkungen auf die Planinhalte ergeben sich nicht. 
 
 

Auswirkungen auf die Planinhalte ergeben sich nicht. 
 
 

Auswirkungen auf die Planinhalte ergeben sich nicht. 
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SB Bodendenkmalschutz 

Die bodendenkmalpflegerischen Belange werden in den vorgelegten Unterlagen ausrei-
chend berücksichtigt. Eine gesonderte Stellungnahme ist daher nicht erforderlich. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Auswirkungen auf die Planinhalte ergeben sich daraus nicht. 
 

Hinweis 

Untere Bodenschutzbehörde – UBB - Boden  

Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfanges des Umweltberichtes: 

Die Untersuchungen sollten 

1. nach der Handlungsanleitung „Anforderungen des Bodenschutzes bei Planungs- und 
Zulassungsverfahren im Land Brandenburg" (Fachbeiträge des Landesumweltamtes, 
Heft-Nr. 78, Mai 2003) sowie 

2. nach dem Leitfaden des LABO-Projektes B 1.06 „Berücksichtigung der Boden-
schutzbelange in der Umweltprüfung nach BauGB" im Auftrag der Bund/ Länderar-
beitsgemeinschaft, LABO, Jan. 2009) durchgeführt werden. 

Das Schutzgut Boden ist sowohl als Naturkörper als auch in seinen natürlichen Boden-
funktionen und Archivfunktionen innerhalb des geplanten Gebietes zu erfassen. Ausge-
hend von vorliegendem Kartenmaterial sind im Planungsgebiet die folgenden wertvollen, 
landwirtschaftlichen Nutzflächen vorhanden (D2B - Anlehmiger Sand mit einer Boden-
wertzahl von 44). Es ist eine bodenkundliche Standortcharakterisierung mit den Standor-
ten des „Windfeld Uckermark" lagemäßig darzustellen. Angaben zum Boden und zum 
natürlichen Ertragspotential: Bodentyp, Mächtigkeit, Ackerzahl, Bodenstruktur, auf der 
Grundlage der Reichsbodenschätzung (RBS) sowie der mittelmaßstäbigen Standortkar-
tierung (MMK) und der bodengeologischen Grundkarte durchzuführen. 

Danach ist zu entscheiden, ob durch den Vorhabenträger gemäß Anhang 1, Ziffer 2.1 der 
Bundes - Bodenschutz - und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 12. Juli 1999, (BGBI. 
1. S. 1554) die bodenkundliche Standortkartierung nach Kartieranleitung 5. Auflage, 
Hannover 2005, Herausgeber – Bundesanstalt für Geowissenschaft und Rohstoffe - 
gefordert wird, damit die Ergebnisse Eingang in den Abwägungsprozess finden können. 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Auswirkungen auf die Planinhalte ergeben sich daraus nicht. 
Das Kapitel 6.3.1 im Umweltbericht wurde bereits in der Entwurfsplanung hinsichtlich der landwirtschaftlichen 
Bodenqualität des Standorts ergänzt. Wortlaut: „Die Fläche des Plangebietes ist vollständig erschlossen, er-
schlossen, jedoch unversiegelt. Bei den im Änderungsbereich liegenden Flächen handelt es sich damit aus-
schließlich um Böden von allgemeiner Bedeutung, die infolge jahrzehntelanger landwirtschaftlicher Bewirtschaf-
tung anthropogen verändert wurden. Die Bodenwertzahl liegt bei 44, die Ackerzahl bei 42. Es handelt sich um 
anlehmige Sande alluvialer Entstehung, die zunehmend entkalken.“ Ebenso Kapitel 6.5 im Umweltbericht wurde 
bereits um eine Aussage zum Verlust einer landwirtschaftlichen Nutzfläche ergänzt. Wortlaut: „Diese sich nega-
tiv auf die abiotischen und biotischen Schutzgüter auswirkende Neuversiegelung wird durch eine Entsiege-
lungsmaßnahme im Stadtgebiet von Schwedt/Oder sowie durch Boden verbessernde Maßnahmen auf dem 
Grundstück selbst kompensiert.“ Eine bodenkundliche Standortkartierung ist nach telefonischer Bestätigung der 
Unteren Bodenschutzbehörde vom 19.03.2014 sowie erneuter Rücksprache am 16.08.2014 nicht erforderlich. 
Eine Berücksichtigung der Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfanges des Umweltberichtes und der 
insgesamt durchzuführenden Untersuchungen ist bereits erfolgt. Eine bodenkundliche Standortuntersuchung ist 
nicht erforderlich. Mit E-Mail vom 20.09.2014 bestätigte die UBB diesen Abwägungsvorschlag und die in der 
Entwurfsphase genügend berücksichtigten Belange der UBB. 

 

Länder Brandenburg und Berlin, Gemeinsame Landesplanungsabteilung 

Schreiben vom 31.07.2014 

 

Stellungnahme 

Der vorliegende Planentwurf ist mit den Zielen der Raumordnung vereinbar. Die für die 
Planung erheblichen Grundsätze der Raumordnung sind angemessen berücksichtigt 
worden. Zur Begründung verweist die gemeinsame Landesplanungsabteilung auf die 
Mitteilung der Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung vom 
08.08.2013 hin: Hinweis: Das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg hat im Urteil 
vom 16.06.2014 die Brandenburgische Verordnung über den Landesentwicklungsplan 
Berlin-Brandenburg (LEP B-B) vom 31. März 2099 für unwirksam erklärt. Das Urteil ist 
noch nicht rechtskräftig. Bis zu einer möglichen Rechtskraft des Urteils findet der PEP B-
B weiterhin Anwendung. 

 

 

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Auswirkungen auf die Planinhalte ergeben sich daraus nicht. 
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Regionale Planungsgemeinschaft Uckermark – Barnim –Regionale Planungsstelle- 

Schreiben vom 29.07.2014 

 

Stellungnahme 

Zur 2. Änderung des Flächennutzungsplans, OT Vierraden gibt es keine Bedenken. Be-
denken und Anregungen auf Grundlage des sachlichen Teilregionalplans „Windnutzung, 
Rohstoffsicherung und -gewinnung“ (in der Fassung der Bekanntmachung vom 6. August 
2004, veröffentlicht im Amtsblatt für Brandenburg vom 29. September 2004) existieren zu 
der Planung nicht. 

 

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Auswirkungen auf die Planinhalte ergeben sich daraus nicht. 

Stadtwerke Schwedt GmbH – SDT-Energie, SDT-Telecom 

Schreiben vom 24.07.2014 

 

Stellungnahme 

Zum Entwurf der 2. Änderung des Flächennutzungsplans haben die Stadtwerke Schwedt 
GmbH keine Einwände. 

 

 

 

 

Auswirkungen auf die Planinhalte ergeben sich daraus nicht. 

ZOWA – ZV Ostuckermärkische Wasserversorgung und Abwasserbehandlung 

Schreiben vom 15.07.2014 

 

Stellungnahme 

Die 2. Änderung des Flächennutzungsplans abgegrenzte Teilfläche des Flurstückes 508 
(entsprechend ZOWA-Satzung) kann an das zentrale Trinkwassernetz der ZOWA ange-
schlossen werden. 
Das Flurstück 508 ist bereits an das zentrale Schmutzwassernetz angeschlossen. Bei 
einer Teilung des Flurstückes 508 ist der vorhandene Anschluss für die Schmutzwas-
serableitung der neu entstehenden Grundstücke zu nutzen. 
Für die Errichtung, Instandsetzung, Wartung und Ableitung des Schmutzwassers über 
den bestehenden Grundstücksanschluss ist bei einer Teilung des Grundstückes eine 
entsprechende Grunddienstbarkeit durch Eintragung im Grundbuch zu sichern. 

 

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Auswirkungen auf die Planinhalte ergeben sich daraus nicht. 
Der sich parallel im Verfahren befindliche vorhabenbezogene Bebauungsplan „Fuchsweg“ wird bezüglich der 
nun gesicherten abwassertechnischen Erschließung redaktionell ergänzt. Im Durchführungsvertrag wird die 
Durchführung der Erschließung geregelt. Eine Berücksichtigung der Stellungnahme im Änderungsverfahren des 
FNP ist nicht erforderlich, da der Hinweis auf die vorhabenbezogene Planung abzielt.  

E.DIS AG – Regionalbereich Ost Brandenburg, Betrieb Verteilernetze 

Schreiben vom 16.07.2014 

 

Stellungnahme 

Grundsätzlich stimmt die  E.DIS AG der 2. Änderung des Flächennutzungsplans zu. Alle 
in den bisher vorangegangen Stellungnahmen getroffenen Aussagen behalten ihre volle 
Gültigkeit. Die Strom- und Gasversorgung des Ortsteils Vierraden erfolgt durch die Stadt-
werke Schwedt GmbH. Die E.DIS AG betreibt in der Ortslage ebenfalls ein Strom- und 
Gasnetz. 

 

 

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Auswirkungen auf die Planinhalte ergeben sich daraus nicht. 
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Hinweis 

Die E.DIS AG bittet, ihre Übertragungsanlagen bei konkreten Bauvorhaben zu berück-
sichtigen. Rechtzeitig vor dem Baubeginn sind aktuelle Bestandsunterlagen zu beantra-
gen. 

 

EWE NETZ GmbH, Außenstelle Bad Freienwalde 

Schreiben vom 10.07.2014 

 

Stellungnahme 

In dem geplanten Gebiet sind keine Leitungen des Unternehmens vorhanden. 

 

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Auswirkungen auf die Planinhalte ergeben sich daraus nicht. 

Stadtverwaltung Schwedt/Oder, Fachbereich 4 – Hoch-/Tiefbauamt 

Schreiben vom 28.08.2014 

 

Stellungnahme 

Dem Vorentwurf der 2. Änderung des Flächennutzungsplans wird aus Sicht des Fachbe-
reiches 4 zugestimmt. 

 

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Auswirkungen auf die Planinhalte ergeben sich daraus nicht. 

Hinweis 

Die umzuwandelnde Fläche liegt an einer öffentlich gewidmeten Straße und ist somit 
öffentlich erschlossen. Eine öffentliche Regenwasserkanalisation ist in der Straße nicht 
vorhanden. Anfallendes Regenwasser ist auf dem Grundstück zu versickern. 

 

Der parallel im Verfahren befindliche vorhabenbezogene Bebauungsplan „Fuchsweg“ wurde bzgl. des Umgangs 
mit anfallendem Regenwasser bereits im Rahmen der Entwurfsplanung redaktionell ergänzt. Eine Berücksichti-
gung der Stellungnahme im Änderungsverfahren des FNP ist nicht erforderlich, da der Hinweis auf die vorha-
benbezogene Planung abzielt. 

Stadtverwaltung Schwedt/Oder, Fachbereich 6.3 - Brandschutz 

Schreiben vom 10.07.2014 

 

Stellungnahme 

Gegen die 2. Änderung des Flächennutzungsplans in der geplanten Form bestehen in 
brandschutztechnischer Hinsicht keine Bedenken. Die Löschwasserversorgung in diesem 
Bereich ist gesichert. 

 

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Auswirkungen auf die Planinhalte ergeben sich daraus nicht. 

Stadtverwaltung Schwedt/Oder, Fachbereich 3.3 - Bauaufsicht 

Schreiben vom 23.07.2014 

 

Stellungnahme 

Keine Einwände zur 2. Änderung des Flächennutzungsplans. 

 

 

 

 

Auswirkungen auf die Planinhalte ergeben sich nicht. 
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